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Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Allgemein ist das Bundesgesetz aus Sicht des Landes Wien zu begrüßen, da es darauf abzielt, Men-

schen in einer schwierigen Lebenslage zu unterstützen und eine bislang bestehende Versorgungs-

lücke zu schließen.  

 

Zu den Begünstigten (§ 4 des Entwurfs):  

Kritisch zu beurteilen ist, dass in § 4 Abs. 1 Z 3 UFG-AE zwar Asylberechtigte, Vertriebene, subsidiär 

Schutzberechtigte sowie Personen mit Aufenthaltstiteln nach §§ 8 und 9 NAG als Zielgruppen ge-

nannt werden, Aufenthaltstitel nach § 54 AsylG jedoch ausdrücklich ausgeschlossen werden. Dabei 

handelt es sich um eine besonders vulnerable Personengruppe, zu der unter anderem Betroffene 

von Menschenhandel oder sexueller Ausbeutung zählen. Ihr Ausschluss erscheint sachlich nicht 

nachvollziehbar.  

 

Die Erläuterungen zu § 4 erwähnen Personen mit humanitären Aufenthaltstiteln nach §§ 54 bis 57 

AsylG jedoch ausdrücklich und beziehen diese in Zielgruppe ein. Zwischen Gesetzestext und Erläu-

terungen besteht daher eine Diskrepanz, die aus Gründen der Rechtssicherheit, Vollzugsklarheit 

und Gleichbehandlung bereinigt werden müsste. Es wird empfohlen, die Aufenthaltstitel nach §§ 54 

bis 57 AsylG daher entsprechend den Erläuterungen im Gesetzestext ausdrücklich zu benennen.  

 

Es wird auch auf die bevorstehenden gesetzlichen Änderungen durch die Reform des Gemeinsamen 

Europäische Asylsystem (GEAS) hingewiesen, die mit 12. Juni in Kraft treten. Laut den im Begutach-

tungsverfahren vorliegenden Gesetzesentwurf zum AsylG wird ein neuer Aufenthaltstitel nach § 54a 

AsylG eingeführt werden. Dieser wird insbesondere Personen gewährt werden, die nicht oder nicht 

mehr die Voraussetzung für den Erhalt eines subsidiären Schutzstatus erfüllen. Diese Personen-

gruppe müsste auch von den Unterstützungsleistungen des gegenständlichen Gesetzes umfasst 

sein. Mit der ausdrücklichen Aufnahme der Personengruppe mit einem Aufenthaltstitel nach §§ 54 
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bis 57 AsylG im Gesetzesentwurf, wäre auch der neue § 54a AsylG mitumfasst.  

 

Zu den Zuwendungen des Fonds (§ 5 des Entwurfs): 

Überdies enthält aus Sicht des Landes Wien der Entwurf vereinzelt offene Fragen, die insbesondere 

den Vollzug bei Zuwendungsempfänger*innen, die auch Leistungen der Wiener Mindestsicherung 

beziehen, betreffen.  

 

Die Anrechenbarkeit von monatlichen Leistungen gemäß § 5 Abs. 1 UFG-AE sowie die Anrechenfrei-

heit der Starthilfe gemäß § 5 Abs. 2 leg. cit. ergeben sich aus dem Entwurf und den dazugehörigen 

Erläuterungen. Unklar bleibt für das Land Wien jedoch, wie mit Zuwendungen zur Vermeidung so-

zialer Härtefälle gemäß § 5 Abs. 3 leg. cit. an Mindestsicherungsbezieher*innen umgegangen wer-

den soll. Es wird um Klarstellung dahingehend ersucht, ob diese Leistungen so wie die Starthilfe an-

rechenfreie Leistungen im Sinne des § 7 Abs. 5a SH-GG darstellen oder nicht. 

 

Um die Anrechnung von Zuwendungen aus dem Fonds auf laufende Leistungen der Mindestsiche-

rung/Sozialhilfe zu erleichtern, wird empfohlen, in den vorliegenden Entwurf datenschutzrechtliche 

Grundlagen/Amtshilfemöglichkeiten für die Einrichtung einer automationsunterstützten Schnitt-

stelle zwischen dem Sozialministerium und den Sozialhilfebehörden der Länder zu schaffen. Auf 

diese Weise wäre die Sozialhilfebehörde nicht dazu angehalten, in jedem Fall aufwändige Anfragen 

an das Sozialministerium oder Aufforderungen an die Bezieher*innen zu stellen, ob ein*e Bezie-

her*in auch Leistungen nach dem UFG-AE erhält. Auch für die Bezieher*innen verkürzt eine auto-

mationsunterstützte Abfrage das Verfahren wesentlich. 

 

Zufolge § 5 Abs. 1 UFG-AE ist die Höhe der wiederkehrenden monatlichen Zuwendungen mit dem 

halben Richtsatz für pensionsberechtigte Halbwaisen gemäß § 293 Abs. 1 lit. c sublit. aa erster Fall 

ASVG begrenzt. Dieser beträgt im Jahr 2026 EUR 481,23, die Zuwendungen aus dem Fonds somit 

EUR 240,62. Unterhaltsvorschüsse nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 1985 dürfen gemäß § 6 

Abs. 1 UVG monatlich den Richtsatz für pensionsberechtigte Halbwaisen nach § 293 Abs. 1 Buch-

stabe c bb erster Fall ASVG, vervielfacht mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108f ASVG), nicht 

übersteigen.  Die Zuwendungen aus dem Unterstützungsfonds fallen daher erheblich niedriger als 

bereits bestehende Leistungen für unterhaltsberechtigte Minderjährige aus. Warum der Richtwert 

in § 5 Abs. 1 UFG-AE gewählt wurde, erschließt sich weder aus dem Entwurf noch aus den Erläute-

rungen. Eine ergänzende Begründung wird angeregt. 

 

Zur Berücksichtigung des Einkommens (§ 6 des Entwurfs): 

Die Erleichterung für Mindestsicherungsbezieher*innen in § 6 Abs. 6 Z 3 UFG-AE, das Erreichen der 

Einkommensgrenze gemäß Abs. 2 nicht nachweisen zu müssen, wird im Sinne einer niederschwelli-

gen Zugänglichkeit der Fondsleistungen begrüßt.  

 

Zur Meldepflicht und Einstellung (§ 16 des Entwurfs): 

Offen bleibt für das Land Wien weiters, inwieweit sich länger als 14 Tage dauernde Auslandsaufent-

halte der*des Zuwendungsempfängers*in und ihres Kindes auf den Bezug von Leistungen aus dem 

Fonds auswirken (siehe beabsichtigte Meldepflichten in § 16 Abs. 1 Z 6 UFG-AE). 
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Bearbeiterin: Mag.a Julia Raffalt 

Telefon:          +43 1 4000 40785 

Mit freundlichen Grüßen 

Die Abteilungsleiterin: 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

      Mag.a Agnes Berlakovich, LL.M. 
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